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Kabinettsumbildung
Aranguren entlassen / Caputo übernimmt Zentralbank
Mauricio Macri mit Luis Caputo, dem neuen Chef der Zentralbank. (Foto: casarosada)
Buenos Aires (AT/mc/dpa) - Derzeit läuft es für die Regierung von Präsident Mauricio Macri nicht rund: Der Peso befindet sich im Sinkflug, die Inflation galoppiert, die Stimmung in der Bevölkerung ist wegen der steigenden Lebenshaltungskosten mies. Vor diesem Hintergrund zog der Staatschef in den vergangenen Tagen mehrere personelle Konsequenzen.
Zunächst legte Macri dem Zentralbankchef Federico Sturzenegger den Rücktritt nahe. Ihm war es nicht gelungen, die anhaltende Abwertung des Peso und die Inflation zu stoppen. Die Notenbank soll nun der bisherige Finanzminister Luis Caputo führen. Dieser war einst Präsident der Deutschen Bank in Argentinien. Das Finanzressort übernimmt der Schatzminister Nicolás Dujovne, dessen Position durch die Zusammenführung der beiden Ministerien (Finanzen und Schatzamt) gestärkt wird.
Nach Einschätzung von Analysten sorgte die unklare Strategie von Zentralbank und Finanzministerium für Verunsicherung an den Märkten. Der Internationale Währungsfonds (IWF), der Argentinien mit einem Bereitschaftskredit in Höhe von 50 Milliarden US-Dollar unter die Arme greift, will, dass die Notenbank die Wechselkurse dem freien Spiel der Kräfte überlässt.
Nach dem Wechsel an der Zentralbankspitze gab die Regierung weitere personelle Veränderungen bekannt: So ist Juan José Aranguren nicht länger Energieminister. Dieses Amt wird ab sofort Javier Iguacel ausüben. Der gelernte Ingenieur stand in den letzten zweieinhalb Jahren dem nationalen Straßenamt vor. Der einstige Shell-Manager Arangueren zog sich durch die Preiserhöhungen für Gas und Benzin den besonderen Zorn der Bevölkerung zu. Auch war er bei UCR und CC, den Koalitionspartnern von Macris Pro-Partei im Regierungsbündnis „Cambiemos“ unbeliebt und ihm wurde immer wieder unterstellt, aufgrund seiner Verbindungen zur Öl-Industrie in Interessenkonflikten zu stehen. Gleichwohl hielt der Staatschef lange Zeit zu Aranguren.
Einen personellen Neuanfang gibt es auch an der Spitze des Produktionsministeriums. Dessen Leitung übernimmt der Wirtschaftswissenschaftler Dante Sica, der somit den bisherigen Amtsinhaber Francisco Cabrera ablöst. Sica lehrte zuletzt als Dozent an der Universität La Plata. Während der Präsidentschaft von Eduardo Duhalde (2002) sammelte er als Staatssekretär für Industrie, Handel und Bergwerk Erfahrungen in einem öffentlichen Amt. Sica gilt als Mercosur-Experte.
Cabrera wurde angekreidet, dass der Konsum im Land zurückging. Dies sah der mächtige Industrieverband UIA so, der zudem eine zu weit gehende Öffnung für Importe monierte. Macri stärkte seinem langjährigen Weggefährten Cabrera lange den Rücken. Doch nun zog der Präsident die Reißleine.
Verändert wird auch der Zuschnitt der Ministerien. So wird der Bereich Bergbau, der bislang zu den Zuständigkeiten des Energieministeriums zählte, künftig dem Produktionsministerium zugeschlagen.
Argentinien
„Unvergessliche Persönlichkeit“
Rosario feiert 90. Geburtstag von „Che“ Guevara
José Mujica beim Festakt in Rosario. (Foto: Rosarionoticias.gob.ar)
Buenos Aires (AT/mc) - Ernesto „Che“ Guevara ist einer der weltweit bekanntesten Argentinier. Am 14. Juni wäre der Revolutionär, der 1967 in Bolivien exekutiert wurde, 90 Jahre alt geworden. In seiner Heimatstadt Rosario gab es mehrere Gedenkveranstaltungen für den einstigen Mitstreiter Fidel Castros, mit dem sich das offizielle Argentinien stets schwer tat.
„Die Welt hat sich geändert. Aber es bedarf weiterhin der Träumer, die bereit sind zu kämpfen für den Traum von einer gerechteren und menschlicheren Gesellschaft“, sagte Miguel Lifschitz. Der sozialistische Gouverneur der Provinz Santa Fe nahm gemeinsam mit Rosarios Bürgermeisterin Mónica Fein (ebenfalls Sozialistische Partei) und dem ehemaligen uruguayischen Präsidenten José „Pepe“ Mujica im Theater der Stiftung „Astengo“ an einem Podiumsgespräch zum Thema „Die Vermächtnisse des Che Guevara“ teil.
Letzterer habe in seinen 39 Jahren ein „außergewöhnliches Leben“ vorgelebt, meinte der Gouverneur. In dieser Zeit habe sich der Guerrillero zu einer Ikone für Revolutionäre in allen Teilen der Welt entwickelt. Und Lifschitz wagte die Behauptung: „Wäre Che heute hier, würde er das grüne Halstuch tragen.“ Eine Anspielung auf das Symbol der aktuellen Initiative für legale Abtreibungen.
Mujica bezeichnete Guevara als „unvergessliche Persönlichkeit“. Der Politiker, der zwischen 2010 und 2015 die Geschicke Uruguays lenkte, wertete den kommunistisch orientierten Revolutionär aus Rosario als Kämpfer für soziale Anliegen: „Eine Sache ist es, Träumer zu sein. Eine andere, sich auf den Weg zu begeben, um die Träume zu realisieren.“
Mónica Fein rief die Anwesenden zum Engagement „für ein vereintes Lateinamerika mit mehr Gerechtigkeit und weniger Ungleichheit“ auf. Zu den Gästen in Rosario zählten auch Guevaras jüngerer Bruder Juan Martín Guevara, Ches einstiger Reisegefährte Carlos „Calica“ Ferrer sowie Antonio Guerrero Rodríguez, einer der fünf kubanischen Agenten, die mehrere Jahre in US-Gefängnissen saßen.
Begleitet von Bürgermeisterin Fein besuchten „Pepe“ Mujica und „Calica“ Ferrer das Geburtshaus Guevaras, das sich in der Innenstadt von Rosario befindet, aber aufgrund des Widerstands einiger Anwohner kein Museum ist.
Im Rahmen der Feierlichkeiten fand eine Kranzniederlegung am Guevara-Denkmal statt. Dieses war im Vorjahr Gegenstand politischer Debatten, nachdem die Stiftung „Bases“ den Abriss gefordert hatte (wir berichteten). Für kontroverse Diskussionen sorgt momentan auch die aktuelle Ankündigung der Regierung von Rosario, mehrere Trolleybusse der städtischen Verkehrsbetriebe mit einem Che-Guevara-Konterfei zu schmücken. Die oppositionelle „Cambiemos“-Fraktion im Stadtparlament beklagte, dass Geld ausgeben werde für eine „umstrittene Person, die nichts für Rosario geleistet hat“.
„Che“ Guevara feierte seine größten Triumphe an der Seite Fidel Castros, mit dem er in Kuba eine Revolution durchsetzte. Später versuchte er, auch in anderen Ländern Umstürze herbeizuführen, wofür er in Bolivien mit dem Leben bezahlte.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Moyano erreicht 25 Prozent
Erfolg für die Lkw-Fahrer-Gewerkschaft von Hugo Moyano: Eine Lohnerhöhung um gut 25 Prozent erreichten die Gewerkschafter am Dienstag bei den Tarifverhandlungen mit dem Verband der Transportunternehmer (FADEEAC). Die Vereinbarung sieht Aufstockungen in drei Phasen sowie eine mögliche Revision im März kommenden Jahres vor, sollte die Inflationsrate über 25 Prozent liegen. Das Abkommen muss nun noch vom Arbeitsministerium abgesegnet werden. Dies dürfte nur zähneknirschend erfolgen, denn die Regierung hatte eigentlich 20 Prozent Lohnerhöhung als allgemeine Richtlinie für die diesjährigen Tarifverhandlungen vorgegeben. Der vorliegende Abschluss, den die Lkw-Fahrer erzielten, liegt deutlich über den Verhandlungsergebnissen anderer Gewerkschaften in diesem Jahr, die sich mitunter mit 15 Prozent zufriedengegeben hatten. Die Lkw-Fahrer wollen nichtsdestotrotz am Generalstreik am kommenden Montag teilnahmen. Sie kündigten aber an, auf ihre für die beiden Folgetage geplanten Arbeitskampfmaßnahmen verzichten zu wollen.
Macri sagte ab
Mauricio Macri ist nicht zur traditionellen Kundgebung zum Tag der Nationalfahne nach Rosario gefahren. Der Präsident hatte seine Teilnahme an der Veranstaltung am Mittwoch beim Fahnenmonument kurzfristig abgesagt. Als Grund gab das Präsidialamt Sicherheitsbedenken an. Es habe Hinweise gegeben, dass „gewaltbereite Gruppen“ Aktionen vorgehabt hätten, die Zeremonie zu stören. Geplant war ein Marsch unter dem Motto „Das Denkmal gehört allen“ zu den Absperrungen, die im Falle des Präsidentenbesuchs um das Monument aufgezogen worden wären. Während dieser vorprogrammierte Zusammenstoß mit den Sicherheitskräften nun ausblieb, machte das sektorenübergreifende Bündnis gegen Gebührenerhöhungen am Mittwochmorgen im Stadtzentrum auf seine Forderungen aufmerksam. Der Protest gegen die Wirtschaftspolitik der Nationalregierung blieb friedlich.
Gas als Übergangsenergie
Die größten Industrie- und Schwellenländer haben die Rolle von Erdgas als Übergangsenergie auf dem Weg hin zur Versorgung aus erneuerbaren Energien hervorgehoben. Die Energieminister der G20-Staaten verpflichteten sich auf ihrem Treffen am vorigen Freitag in Bariloche zur Stärkung der Transparenz und Konkurrenzfähigkeit der Gasmärkte weltweit. Sie sprachen sich für den Abbau von Subventionen für fossile Brennstoffe aus, um den Übergang zu erneuerbaren Energien zu beschleunigen. Greenpeace prangerte die Unterstützung der Gasförderung als „saubere“ Energiequelle als „Betrug“ an. Auf Gas als Energiequelle zu setzen bedeute, die international vereinbarten Ziele zur Bekämpfung des Klimawandels nicht zu erfüllen. Die Beschlüsse der Energieminister sollen als Vorlage für den G20-Gipfel Ende November in Buenos Aires dienen.
Ausbildung im Knast
Junge Straftäter sollen bessere Chancen der Wiedereingliederung erhalten. Das ist das Ziel eines Modellprojekts in der Haftanstalt Campana, das die Regierung der Provinz Buenos Aires derzeit vorantreibt. Die Idee ist, dass Häftlinge im Alter von 18 bis 21 Jahren ihre Haftzeit verstärkt nutzen, Berufe zu lernen oder sich schulisch weiterzubilden. Auf diese Weise soll die Resozialisierung der Täter erleichtert werden und die Quote derjenigen, die nach ihrer Haftentlassung wieder kriminell werden, reduziert werden. Bis Ende dieses Jahres soll in Campana ein Gefängnistrakt fertig sein, der exklusiv der beschriebenen Personengruppe vorbehalten ist. Die Modellanlage ist für 611 Insassen konzipiert. Handlungsbedarf ist gegeben: Fast die Hälfte der 40.161 Häftlinge in der Provinz Buenos Aires sind jünger als 29 Jahre. Viele von ihnen stammen aus sozial schwierigen Verhältnissen. Die Wahrscheinlichkeit der Rückfälligkeit ist entsprechend hoch.
Franziskus wagt NS-Vergleich
Rom - Papst Franziskus hat sich mit drastischen Worten zu legalen Abtreibungen geäußert. Wenige Tage nachdem die Deputiertenkammer des argentinischen Kongresses ein Gesetz zur Legalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen auf den Weg brachte (wir berichteten), verglich das Oberhaupt der katholischen Kirche Abtreibungen von schwerkranken Föten mit Programmen der Nationalsozialisten: „Im vergangenen Jahrhundert war die ganze Welt schockiert davon, was die Nazis getan haben, um die Reinheit der Rasse sicherzustellen. Heute tun wir dasselbe, nur mit weißen Handschuhen.“ Man sollte Kinder so akzeptieren, wie sie seien, auch wenn sie manchmal krank seien, fügte er hinzu. Auch zum Thema Homo-Ehe nahm Franziskus auf polemische Weise Stellung. Nur Männer und Frauen könnten seiner Ansicht nach eine Familie sein. Wie er gegenüber der italienischen Nachrichtenagentur Ansa betonte, werde die Familie als Ebenbild Gottes einzig von Mann und Frau gebildet. Damit schloss er homosexuelle Paare aus der Definition aus. Bereits in seiner Zeit als Erzbischof von Buenos Aires hatte er die Homo-Ehe kritisiert und diese als „Manöver des Teufels“ gebrandmarkt. (AT/mc/dpa)
Meinung
Die parlamentarische Abtreibungsdebatte
Von Juan E. Alemann
Wir können uns an keinen andern Fall erinnern, in dem ein Thema so intensiv und vehement im Parlament diskutiert wurde, wie beim Gesetzesprojekt über die Legalisierung der Abreibung, mit so vielen Rednern und mit hunderttausenden von Menschen, die gleichzeitig auf den Straßen für die eine und die andere Position eintraten. Dass das Projekt, das die freiwillige Schwangerschaftsunterbrechung nicht zum Verbrechen erklärt, schließlich siegte und jetzt noch vom Senat behandelt werden muss, ist nur ein Teil der Angelegenheit. Denn hier sind grundsätzliche Fragen aufgekommen.
Die Schwangerschaft kann heutzutage entweder mit der Pille oder mit dem Kondom verhindert werden, so dass es eigentlich nur ausnahmsweise Fälle geben sollten, in denen Frauen gegen ihren Willen schwanger werden. Doch viele Frauen, die in bitterer Armut leben, abseits von der Zivilisation, wissen entweder nicht, dass es eine Pille gibt, oder sie haben kein Geld, um sie zu bezahlen. Ebenfalls können sie ihre männlichen Partner nicht überzeugen, ein Präservativ zu verwenden. Oft müssen sie abtreiben, weil sie schon zu viele Kinder haben, und nicht in der Lage sind, noch mehr zu ernähren.
Diese Problematik ist jetzt beiläufig aufgekommen. Zunächst sollten jetzt Frauen von extrem armen Familien aufgeklärt und ihnen geholfen werden. Zu diesem Zweck sollten ihnen Pillen geschenkt werden. Frauen, die schon mehrere Kinder haben, könnten sich sterilisieren lassen. Hoffentlich versandet das Thema nicht, das zu den Kernproblemen der sozialen Problematik gehört
Von allen Seiten kam die Forderung der sexuellen Erziehung in den Schulen auf, die es heute entweder gar nicht gibt oder nur in mangelhafter Form. Diejenigen, die für die Schulen verantwortlich sind, scheuen sich meistens davor, dieses Thema aufzubringen, weil dies so interpretiert werden kann, dass sie den frühen Sexualverkehr unter den Jugendlichen fördern. Jetzt kommen sie nicht umhin, sich mit dem Thema zu befassen.
Doch außerdem spielt hier die Einstellung der katholischen Kirche eine Rolle, die entschieden gegen Empfängnisverhütung eintritt. Die Kirche hat dabei keine Antwort für die Probleme, die damit verbunden sind. Im Mittelalter war die Einstellung der Kirche in Ordnung, weil die Kindersterblichkeit sehr hoch war, und die Menschen nicht lange lebten; nur sehr wenige wurden über 60 Jahre alt. Die Bevölkerung hielt sich im ganzen Mittelalter somit etwa konstant, und zur Zeit der schwarzen Pest nahm sie sogar um etwa ein Drittel ab. Heute ist die Lage ganz anders: Die Welt ist überbevölkert und verträgt die 7,4 Milliarden Menschen, die sie inzwischen bewohnen, nur, weil die meisten einen minimalen Konsum aufweisen. Bei einem anständigen Lebensstandard, der immer noch weit entfernt von dem der fortgeschrittenen Länder wäre, würde der Planet Erde platzen. Die Temperatur würde drastisch zunehmen, mit katastrophalen Folgen, und knappe Rohstoffe würden sich bald erschöpfen.
Da Präsident Macri seinen Deputierten und Senatoren die Entscheidung überließ und auch in der Opposition keine einheitliche Stellungnahme bestand, entstand im Parlament eine eigenartige Lage, bei der es zu freundlichen Gesprächen zwischen Deputierten verschiedener Parteien kam, die analoge Positionen vertraten. Sonst ist es meistens so, dass die Regierungsfraktion für ein Gesetzesprojekt stimmt und die Opposition geschlossen dagegen. Das Parlament hat dieses Mal wirklich funktioniert, wie es in einer Demokratie sein muss, und das dürfte eventuell dazu führen, dass es sich auch bei anderen Themen zivilisiert verhält.
Meinung
Im Blickfeld: Mit solchen „Fans“...
Von Stefan Kuhn
Es soll ja wirklich Menschen geben, die glauben, dass Deutschland sein Auftaktspiel verloren hat, weil zu viele „Ausländer“ in der Nationalmannschaft spielen. Das ist natürlich Quatsch, denn im Team spielten ausschließlich in Deutschland geborene deutsche Staatsbürger. Deutschland hat sein Spiel verloren, weil zu viele Ausländer auf dem Platz waren, nämlich elf Mexikaner. Die „Mannschaft“ war zu überheblich, hat zu viele Fehlpässe gespielt und das Tor nicht getroffen. Sie hat zudem Glück gehabt, dass dies den Mexikanern nur einmal gelang. Mit diesen Tatsachen kann man die Diskussion natürlich nicht beenden, denn es geht den „Kritikern“ nicht um in Deutschland geborene Staatsbürger, sondern um Deutsche mit Migrationshintergrund, allen voran die beiden türkischstämmigen Spieler Mesut Özil und Ilkay Gündogan.
Die beiden in Gelsenkirchen geborenen und aufgewachsenen Fußballer spielen in der englischen Premier League und hatten sich Mitte Mai in London mit dem türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan getroffen. Das war, freundlich ausgedrückt, äußerst unsensibel, vor allem, weil sich Erdogan im Wahlkampf befindet und in Deutschland 1,44 Millionen Türken wahlberechtigt sind. Zudem ist der türkische Präsident in Deutschland nicht sonderlich beliebt. Zum einen hatte er der Bundesregierung schon mehrmals „Nazi-Methoden“ vorgeworfen, zum andern hat er ein zwiespältiges Verhältnis zur Demokratie. Was Pressefreiheit, die Verfolgung von politischen Gegnern und die „Säuberung“ des Staatsapparats angeht, steht Erdogan Nazi-Methoden definitiv näher als die Bundesregierung.
Özils und Gündogans Treffen war ein Fehler, aber sie haben diesen Fehler eingesehen, und irgendwann muss auch Schluss sein. Gut, Gündogan hat sich gewaltig in die Nesseln gesetzt. Er hat Erdogan ein Manchester-City-Trikot mit der Widmung „Mit großem Respekt für meinen Präsidenten“ überreicht. Erdogan ist definitiv nicht Gündogans Präsident, wie der Grünen-Politiker Cem Özdemir treffend bemerkte. Der Nationalspieler besitzt nur einen deutschen Pass. Aber Gündogan hat zusammen mit Özil seinen richtigen Präsidenten getroffen. Mit dem Besuch bei Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier sollte das Missverständnis eigentlich ausgeräumt sein.
Dennoch bringt das Theater um die beiden Unruhe in die Nationalelf, und das kann diese derzeit wirklich nicht gebrauchen. Die „Mannschaft“ ist nicht so stark wie vor vier Jahren, als sie den Weltmeistertitel errang - damals hatte im Übrigen ein Drittel der Spieler Migrationshintergrund. Der Vollständigkeit halber: Ohne Mesut Özil, Jerome Boateng, Sami Khedira und Miroslav Klose wäre Deutschland nicht Weltmeister geworden. Gespielt haben auch Shkodran Mustafi und Lukas Podolski.
Man kann auch noch weiter zurückgehen. 1934 in Italien nahm Deutschland erstmals an einer Fußballweltmeisterschaft teil. Damals war Hitler schon über ein Jahr an der Macht. Die Mannschaft wurde Dritter. Kapitän war der ebenfalls in Gelsenkirchen geborene Fritz Szepan, ein Spieler mit polnischem Migrationshintergrund, ebenso Stanislaus Kobierski, der in drei von vier Spielen auf dem Platz stand. Will heißen, selbst den Rassenhassern der NSDAP war egal, ob einer slawisches Blut in den Adern hatte. Hauptsache, er konnte kicken. Szepan wurde sogar in die Partei aufgenommen. Wenn heute Özil oder Gündogan von deutschen „Fans“ ausgepfiffen oder von AfD-Politikerinnen beleidigt werden, ist das nichts anderes als schäbiger Rassismus.
Natürlich bietet Mesut Özil auch Angriffsfläche. So jubelt er nicht, wenn er ein Tor gegen die Türkei schießt. Das kann doch kein richtiger Deutscher sein. Man vergisst dabei, dass auch die in Polen geborenen früheren Nationalspieler Miroslav Klose und Lukas Podolski bei einem Treffer gegen die polnische Nationalelf nicht jubelten. Das ist eine Frage des Respekts. Özil singt auch nicht mit, wenn vor dem Spiel die deutsche Nationalhymne gespielt wird. Doch das tun auch andere nicht. Das Mitsingen hatte Teamchef Franz Beckenbauer vor der WM 1990 eingeführt, es hatte aber wohl mehr psychologische als patriotische Gründe. Als Spieler hatte Beckenbauer nie mitgesungen. Er wäre aufgefallen.
Man muss es Özil und Gündogan hoch anrechnen, dass sie trotz der Anfeindungen weiterhin für Deutschland spielen. Denn beide haben es nicht nötig. Gündogan wurde mit Manchester City englischer Meister und ist eine feste Größe im Team von Startrainer Pep Guardiola. Seinen Marktwert von 40 Millionen Euro hätte der 27-Jährige bei der WM in Russland kaum steigern können, denn er galt nicht als Stammspieler. Nach der schwachen Auftaktpartie könnte sich das allerdings noch ändern. Für Mesut Özil gilt das noch mehr. Er wurde 2014 Weltmeister und zählt zu den besten Spielern der englischen Liga. Der Marktwert des 29-Jährigen liegt bei 50 Millionen Euro. Erhöhen könnte er diesen wohl nur, wenn es Deutschland bis ins Halbfinale schaffen und er einer der Stars des Turniers werden würde. Das war schon vor dem Auftaktspiel relativ unwahrscheinlich. Beim Titelgewinn 2014 in Brasilien war er ein Stamm- und Schlüsselspieler, wurde aber nicht ins All-Star-Team gewählt.
Das Özil und Gündogan für Deutschland und nicht für die Türkei spielen, kann man als strategische Berufsentscheidung interpretieren. Die Chance, dass man bei Großturnieren spielt und von renommierten Vereinen verpflichtet wird, ist natürlich größer. Dennoch dürfte das nicht ausschlaggebend gewesen sein. Bei einem Spitzenteam ist man Einer unter Vielen, bei einem schwächeren eventuell der Superstar. Zudem haben viele Weltklassespieler, darunter Lionel Messi oder Cristiano Ronaldo, ihren Marktwert nicht ihren Leistungen in der jeweiligen Nationalelf zu verdanken, sondern denen in ihren Vereinen. Für Özil und Gündogan war die Entscheidung für Deutschland auch ein Spießrutenlauf. So wie sie heute von deutschen „Fans“ ausgepfiffen werden, wurden sie auch in der Türkei angefeindet.
Meinung
Randglossen
Die Abtreibungsdebatte („aborto“), die gegenwärtig die Gemüter derjenigen bewegt, die dafür und dagegen sind, wobei auch Straßendemonstrationen vor dem Kongresspalast und tagelange Parlamentssitzungen stattfinden, hat den argentinischen Papst Franziskus im Vatikan veranlasst, das heikle Thema öffentlich zu behandeln. Die katholische Kirche ist grundsätzlich gegen Schwangerschaftsabbrüche eingestellt, aber der Papst hat die Abtreibung mit dem sogenannten Holocaust Nazideutschlands verglichen, bei dem rund sechs Millionen Menschen in Vernichtungslagern umgebracht wurden, nur weil sie Juden oder Zigeuner waren. Bei der derzeitigen Abtreibungsdebatte handelt es sich um Einzelfälle, nicht um Millionen unschuldiger Menschen, auf sich der Papst bezog.
Ein wenig kann man die CSU ja verstehen. In Bayern finden im Oktober Landtagswahlen statt, und der Freistaat ist in Gefahr. In Wirklichkeit ist natürlich nicht er in Gefahr, sondern die CSU, aber das ist in der Gedankenwelt der Christsozialen ein und dasselbe. Bis auf eine Ausnahme (2008) regierte die Partei dort alleine. Diese Alleinherrschaft ist jetzt wieder in Gefahr. Die rechtspopulistische AfD dürfte das Ergebnis der CSU deutlich schmälern. Um dies zu verhindern, prescht Bundesinnenminister Horst Seehofer mit einer restriktiven Migrationspolitik nach vorne und riskiert ein Auseinanderbrechen der großen Koalition in Berlin. Politisch würde sich nicht viel ändern, wenn die CSU in Bayern einen kleinen Regierungspartner hätte. Aber es gäbe weniger Posten und Pöstchen an Parteifreunde zu verteilen. Und das brächte Unruhe in die Partei.
Eigentlich ist die Schnapsidee der CSU, Flüchtlinge, die schon in einem anderen Land Asyl beantragt haben, an der deutschen Grenze zurückzuweisen, ja eine wirklich gute Idee. So richtig praktikabel ist sie zwar nicht, denn damit hat man das gleiche Problem wie mit den sicheren Herkunftsländern, die ihre in Europa gestrandeten Staatsbürger häufig auch nicht zurücknehmen wollen. EU-Staaten wie Griechenland, Italien oder Spanien, wo die meisten Flüchtlinge ankommen und Asyl beantragen, könnten sauer reagieren und die Menschen ohne Asylantrag weiterreisen lassen. Das Gute an der Sache ist eigentlich nur, dass man damit den Schwarzen Peter Nachbarstaaten wie Polen, Tschechien und Österreich zuschiebt - Ländern, die eine restriktive Flüchtlingspolitik betreiben oder sich überhaupt weigern, Flüchtlinge aufzunehmen. Warum diese Staaten über den Seehofer-Vorstoß jubeln, ist nicht so recht nachvollziehbar, denn sie müssten sich um die Rückführung der Abgewiesenen kümmern, die keiner haben will.
Wirtschaft
Sechs Straßenkorridore mit dem PPP-System zugeschlagen
Am Montag hat der Direktor des Straßenbauamtes “Vialidad Nacional”, Javier Iguacel, der am Samstag zum Energieminister ernannt wurde, seine bisherige Arbeit beendet und sechs Straßenkorridore nach dem PPP-System der öffentlich-privaten Zusammenarbeit zugeschlagen. Bei diesem System finanzieren die Unternehmen die Investition, und erhalten dann die Rückzahlung in Raten, zum Teil durch Mautgebühren und zum Teil durch eine direke Zahlung des Staates. Das System entlastet die Staatskasse und gibt dem für den Bau verantwortlichen Unternehmen die Möglichkeit, die Bauzeit zu verkürzen, weil es nicht mehr von Rhythmus der staatlichen Zahlungen abhängt Wenn die Bauzeit z.B. halbiert wird, dann sinkt auch die Last der fixen Kosten auf die Hälfte. Die Unternehmen sind auch für die Instandhaltung während 15 Jahren verantwortlich.
Insgesamt wurde der Bau von 2.500 km Straßen zugeschlagen, davon 813 km Autobahnen, 252 km besondere Bauten und dann noch verschiedenartige Straßenbauten. Der Gesamtbetrag der Investition wurde auf u$s 6 Mrd. für die ersten vier Jahre veranschlagt.
Die einzelnen Straßenkorridore sind folgende:
- Korridor A: Von Las Flores bis Coronel Dorrego und von Olavarría nach Mar del Plata. Zugeteilt an Paolini Hnos, Vial Agro und INC.
- Korridor B: Von Luján bis Santa Rosa (Provinz La Pampa). Zugeteilt an CCA, Panama und Green.
- Korridor C: Von Buenos Aires über Córdoba bis Mendoza. Zuteilung an José Cartellone.
- Korridore E und F: Von Buenos Aires nach Rosario und von Rosario bis Córdoba. Zuteilung an Heliport (Vom Eurnekian-Konzern, der die Flughäfen verwaltet), Panedile, Copasa und Eleprint.
- Süd-Autobahn: Von Buenos Aires bis Cañuelas, die bisher vom Konzern von Cristóbal López betrieben wurde. Die Zuteilung entfiel an Rovella Carranza, JCR (Juan Carlos Relats) und die brasilianische Mota Engil.
Wirtschaft
Staatsfinanzen im Mai mit stark verringertem Defizit
Das primäre Defizit der Finanzen des Bundesstaates (ohne Zinsen auf die Staatsschuld) lag im Mai 2018 mit $ 5,78 Mrd. um 71,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das Schatzministerium. Die laufenden Einnahmen lagen mit $ 209,41 Mrd. um 33,4% über dem Vorjahr, wobei die Steuereinnahmen mit $ 191,23 Mrd, um 30,2% über dem Vorjahr lagen. Die primären Ausgaben (ohne Zinsen) lagen mit $ 217.23 Mrd. um 17,9% höher, was inflationsbereinigt eine Abnahme von 6,6% zum Ausdruck bringt.
Das Betriebsdefizit der Staatsunternehmen nahm um 54,8% ab, die Zuwendungen an die Provinzen fielen um 28,7% und die Kapitalausgaben um 10,5%. Die reinen Verwaltungsausgaben nahmen nur um 13,2% zu, die Personlausgaben um 20,2%, die Überweisungen an Universitäten um 21%, und die Subventionen um ebenfalls 21%. Beim Strom und Gas hat sich die anormal niedrige Vergleichsbasis und die Kälte vom Mai 2018 auf den Betrag der Subventionen ausgewirkt.
Die sozialen Ausgaben stiegen um 24,4%, und stellten 58% der gesamten primären Ausgaben dar. Pensionen und Hinterbliebenenrenten stiegen um 24,5%, die Ausgaben des PAMI (Gesundheitsdienst für Rentner) stiegen um 28,1%,und verschiedene soziale Programme um 68,7%. Es wurde somit nicht an den Sozialausgaben gespart.
Das als finanziell bezeichnete Defizit, das Zinsen einschliesst, lag mit 27,34 Mrd. um 27,9% unter dem Vorjahr. Das beruht darauf, dass auf den Monat Mai kaum Zinszahlungen entfielen.
In 5 Monaten 2018 lag das primäre Defizit mit $ 49,16 Mrd. um 43,7% unter dem Vorjahr. Die Einnahmen lagen mit $ 952,48 Mrd. um 24,3% höher, und die primären Ausgaben stiegen um 17,5%. Doch die Zinslast stieg um 48%, so dass das echte Defizit (mit Zinsen) gestiegen ist.
In Prozenten des Bruttoinlandsproduktes lag das Defizit in 5 Monaten 2018 bei 5,7% (3,2% primäres Defizit und 2,5% Zinsen), was sich mit 5,9% in der gleichen Vorjahresperiode vergleicht (davon 3,8% primäres Defizit und 2,1% Zinsen). Was die Regierung auf der einen Seite spart, gibt sie für Zinsen aus. Das dürfte sich jetzt mit der Unterstüzung des IWF ändern, da dieser viel geringere Zinsen fordert als der Finanzmarkt.
Wirtschaft
Lebac zu 47%
Die Zentralbank hat am Dienstag 60% der Lebac-Wechsel, die verfielen, erneuert, aber dabei für kurzfristige Lebac einen Zinssatz von 47% festgesetzt. Das sind 7 Prozentpunkte über dem bisherigen Satz von 40%, der vor kurzem festgesetzt worden war und auch schon als übertrieben hoch angesehen wurde. Diese weitere Erhöhung war eine Überraschung.
Noch unter Federico Sturzenegger als ZB-Präsident hatte die Bank auf dem sekundären Markt Lebac für $ 130 Mrd. gekauft, so dass der Betrag, der am Dienstag verfiel, auf $ 514 Mrd. gesunken war. Doch dabei konnten Lebac für $ 207 Mrd. nicht erneuert werden, was eine entsprechende monetäre Expansion zur Folge hatte. Die monetäre Basis stieg in einer Woche zum Dienstag um 2,67%.
Von den gesamten Lebac, die verfielen, wurden $ 242,39 Mrd. auf 27 Tage erneuert. Weitere $ 43,79 Mrd. wurden auf 55 Tage zu 42,90% erneuert, $ 16,79 Mrd. auf 90 Tage zu 43% , $ 4,28 Mrd. auf 118 Tage zu 4,18 Mrd., und $ 1,31 auf 153 Tage zu 41,99%. Der Bestand der Lebac der ZB, der jetzt bei ca. einer Billion Pesos liegt, ist somit weiter kurzfristiger geworden.
Indessen haben die lokalen Banken danach Titel für ca. $ 1 Mrd. gekauft, die vom Schatzamt ausgegeben wurden und bei den Mindestreserven angerechnet werden können. Das Schatzministerium teilte mit, dass es $ 57,56 Mrd. des Betrages für monetäre Sterilisierung einsetzen werde, die einen Teil der Unterbringung von Titeln vom Montag darstellen, mit denen die nicht transferierbaren Wechsel der ZB gekauft wurden.
Nachdem das Abkommen mit dem Internationalen Währungsfonds am 20. Juni vom Direktorium genehmigt wurde, erhält Argentinien einen unmittelbaren Betrag von u$s 15 Mrd., der je zur Hälfte an die ZB und das Schatzamt geht. Wenn diese Beträge auch nur zum Teil auf dem Markt verkauft werden, dann wird der Geldüberhang aufgesogen, und beiläufig auch Druck auf den Wechselkurs ausgeübt. Die Lebac sollen im Rahmen des IWF-Abkommens vom Schatzamt übernommen werden, um die Bilanz der ZB zu sanieren.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Dienstag zu $ 28,48, gegen $ 26,73 am Mittwoch der Vorwoche. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 48,1 Mrd., gegen u$s 49,10 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28.6.19 bei $ 30,70, was einen Jahreszinssatz von 31,54% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Dienstag einen Rückgang von 3,67%, nachdem er an einem Tag um 8,5% gesunken war. Der Kurs liegt jetzt um 3,15% unter Ende Dezember 2017.
***
Die argentinischen Staatstitel lagen in einer Woche zum Dienstag unter starkem Baissedruck. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: -0,94%, Argentina 2021: -2,55%; Argentina 2026: -5,06; Argentina 2046: -6,29%; Bonar 2024: -2,47%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Dienstag bei 18 Karat zu $ 659,53 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 623,43), und bei 24 Karat zu $ 1.060,80 ($ 1.021,53).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bakdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 15.6.18 um 32,99%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg um 35,40%.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 15.6.18 um 38,50% auf $ 2,28 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 48,96% auf $ 1,60 Mio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 14,13% auf u$s 30,43 Mrd., und die Dollakredite stiegen um 30,30% auf u$s 16,34%.
***
Argentinien wurde am Mittwoch wieder von der anerkannten Agentur für Risikoqualifizierung der Staaten, Morgan Stanley Capital International (MSCI) von “Grenzland” (“mercado de frontera”) auf Schwellenland (“mercado emergente”) eingestuft. Am 18. Juni 2008, vor 10 Jahren, hatte die gleiche Agentur Argentinien herabgestuft auf Grund der damals eingeführten Restriktionen beim Kapitalmarkt. Mit der neuen Einstufung fällt Argentinien in die gleiche Kategorie wie China, Russland, Brasilien und Kolumbien. Investmentfonds können jetzt wieder argentinische Wertpapiere kaufen, was ihnen bei der vorangehenden Einstufung verboten war. Wie verlautet, sollen schon u$s 3,8 Mrd. für diesen Zweck bereitstehen. Die Aktien argentinischer Unternehmen, die an der Börsevon New York kotieren, stiegen gleich nach der Ankündigung um ca. 15%.
***
Am Mittwoch hat der Internationale Währungsfonds das Abkommen mit Argentinien genehmigt, das einen Gesamtkredit von u$s 50 Mrd. vorsieht, von denen u$s 15 Mrd. sofort abgehoben werden können. Dieser Betrag geht je zur Hälfte an das Schatzamt und die ZB. Hinzu kommen noch u$s 5,5 Mrd. der Weltbank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank und der Andenkörperschaft, die gelegentlich auch abgehoben werden können, ohne an konkrete Investitionsprojekte gebunden zu sein.
***
Der Oberste Gerichtshof hat einstimmig die volle Gültigkeit der Berechnung der Pensionen gemäss der Formel des Gesetzes 24.241 bestätigt, die auf der Höhe der Beiträge während des aktiven Lebens, der gearbeiteten Jahre und einem festen Beitrag pro Jahr beruht, der für alle gleich ist und somit solidarisch wirkt, weil er Personen mit niedriger Pension begünstigt und solche mit hoher Pension benachteiligt. Es ging konkret um eine Klage eines ehemaligen Angestellten der Bank vom Chaco, der forderte, dass seine Pension auf einen Stand erhöht werde, das 70% des Gehaltes betrage, das die Bank demjenigen zahlt, der seinen Posten jetzt innehat. Obwohl dies nicht im geltenden Gesetz steht, hat das Gericht erster Instanz vom Chaco dem Kläger recht gegeben. Wäre es dabei geblieben, dann hätte es eine Lawine von Klagen gegeben, und der Gesamtbetrag von Pensionen und Hinterbliebenenrenten hätte stark zugenommen und nicht finanziert werden können. Der Oberste Gerichtshof hat dies verhindern und die Vernunft walten lassen.
***
Der zurückgetretene Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren unterzeichnete mit dem kanadischen Minister für natürliche Ressourcen, Jim Carr, ein technologisches Kooperationsabkommen, das sich besonders auf die Ausbeutung lokaler Uranvorkommen bezieht. Letzten Januar hatte Präsident Macri schon ein Abkommen mit dem russischen Unternehmen UrAmerica unterzeichnet, das sich auch auf Ausbeutung argentinischer Uranvorkommen bezieht. Die argentinischen Uranreserven werden offiziell auf 30.000 Tonnen geschätzt, wobei das größte Lager, mit 20.000 Tonnen, sich in Sierra Pintada, Provinz Mendoza, befindet. Die Ausbeutung war schon in Angriff genommen worden, wurde jedoch in den 90er Jahren aufgegeben.
***
Der Index der Industrieproduktion, den das Studieninstitut des Industrieverbandes “Unión Industrial Argentina” berechnet, ergab für April 2018 eine interannuelle Zunahme von 3,1%, aber eine Abnahme von 0,9% gegenüber März 2018. Die ersten 4 Monate 2018 schließen mit einer interannuellen Zunahme von 3,5%. Dabei lagen Grundmetallindustrien (+23,3%), Kfz (+21,4%) und nichtmetallische Erze (+16,5%) an oberster Stelle.
***
Das Abkommen mit dem IWF sieht auch vor, dass die ANSeS die Aktien des Rentnerfonds verkauft, um mit dem Erlös die Kosten der an die Rentner geschuldeten Beträge zu zahlen, zu der sich die Macri-Regierung verpflichtet hat. Bisher wurde dies mit den Erlös der Weißwaschung finanziert; aber ab 2019 hat sich diese Finanzquelle erschöpft. Sechs lokale Großunternehmen haben schon Interesse am Kauf ihrer Aktien gemeldet. Insgesamt wird dabei ein Erlös von u$s 2 Mrd. erwartet. Die Aktienpakete des Rentnerfonds stammen aus den Übernahme der privaten Pensionierungsgesellschaften (AFJP), die in den 90er Jahren geschaffen und von der Kirchner-Regierung abgeschafft wurden, so dass das angesammelte Kapital auf die ANSeS überging. Das hatte die Folge, dass aus vielen Minderheitspaketen ein großes Aktienpaket wurde, das Anrecht auf einen Direktor gab, so dass sich die Gesellschaften mit einem staatlich ernannten Direktor abfinden müssen, den sie als störend empfinden.
***
Der Index der Baukosten des INDEC verzeichnet im Mai eine Zunahme von 2,7%, womit es in 5 Monaten 2018 13,5% und in 12 Monaten zum Mai 27,4% sind.
***
Beim Bau des Tunnels für die Untergrundbahn auf der Strecke der Sarmiento-Vororteisenbahn sind schon 4,5 km gebaut worden, von Haedo fast bis Ciudadela. Der Tunnelbau schreitet 22 Meter pro Tag voran. Im Dezember soll der Tunnel bis zum Stadtviertel Villa Luro, und im März 2019 bis Caballito fertig sein. Es ist vorgesehen, dass die U-Bahn 2022 in Betrieb genommen werden kann. Die Strecke vom Bahnhof Once bis Caballito bleibt wie sie jetzt ist, mit einem offenen Graben statt einem Tunnel. Von Caballito bis zum Vorort Castelar verwendet die U-Bahn dann den Tunnel, und von dort bis Moreno geht sie auf der Oberfläche weiter, wobei 37 Tunnels unter den Bahnkreuzungen gebaut werden. Dieses Objekt, das gesamthaft über u$s 10 Mrd. kostet, wird somit nicht aufgegeben. Es handelt sich im Wesen um eine Fehlinvestition, da es genügt hätte, unter den Bahnkreuzungen der Sarmiento-Bahn Tunnels zu bauen, was keine u$s 500 Mio. gekostet hätte.
***
Die Rohstahlproduktion lag im Mai mit 438.199 Tonnen um 11,2% über dem gleichen Vorjahresmonat, aber um 5,4% unter April 2018. Die warmgewalzten Produkte (Rundeisen, Bleche, Stahlbänder) lagen mit 511.700 Tonnen um 6% unter dem Vorjahr und um 4,2% unter April 2019.
***
Die Internationale Finanzkörperschaft, die Tochter der Welbank für private Kredite, hat der Provinz Córdoba einen Kredit von u$s 300 Mio. erteilt, der für die Finanzierung von Straßen in der Provinzhauptstadt bestimmt ist. Es geht um 17 km des Straßenringes, der die Stadt umkreist, und um andere öffentliche Bauten. u$s150 Mio. wurden schon im Juni 2017 ausgezahlt. Der zweite Teil, von u$s 150 Mio., setzt sich aus einem Kredit der IFC für u$s 50 Mio. und Bankkredite von u$s 100 Mio. von den Banken HSBC, Santander und BBVA zusammen.
***
Das Bruttoinlandsprodukt stieg im ersten Quartal 2018 um 3,6% gegenüber der gleichen Vorjahresperiode, berichtet das INDEC. Die Zunahme wäre ohne die Wirkung der Dürre noch höher gewesen. Gegenüber dem 4. Quartal 2017 betrug die Zunahme saisonbereinigt 1,1%. Der private Konsum stieg interannuell um 2,3% und die Investitionen nahmen um 3,3% zu. Gegenüber dem 4. Quartal 2017 lagen die Zunahmen bei 1,3% und 7,4%. Bei den einzelnen Bereichen verzeichnet die Bauwirtschaft den größten interannuellen Zuwachs, mit 9,7%, gefolgt vom Handel und der Fischerei mit je 6,2%. Es folgen Finanzen mit 5,4%, Hotels und Restaurants mit 3,6%, Industrie mit 3,5%, Bergbau mit 1,2%, Transport und Fernverbindungen mit 1,1% und Strom, Gas und Wasser mit einer interannuellen Abnahme von 0,2%.
***
Die Gewerkschaft der Lastwagenfahrer, geleitet von Hugo Moyano und seinem Sohn Pablo, hat mit dem Unternehmerverband Fadeeac (der 51 Kammern des Lastwagenbereiches umfasst), eine Lohnerhöhung von 25% plus einen Bonus zum Jahresende, plus eine Revision im September (wenn die Inflation höher als vorgesehen ausfällt) vereinbart. Von den 25% werden 8% ab 1. Juli gezahlt, 7,6% ab 1. November und 7,5% ab 1. März 2019, jeweils kumulativ. Somit liegt die durchschnittliche Zunahme in 12 Monaten des Abkommens unter 25%. Der Grundlohn (ohne Zusätze) steigt im Juli auf $ 16.887, im November auf $ 18.169 und im März auf $ 19.550. Das Abkommen wurde außerhalb des Arbeitsministeriums abgeschlossen, und Minister Triaca wird sich jetzt 30 Tage Zeit nehmen, um es zu genehmigen, also die Allgemeingültigkeit (“homologación”) zu verfügen oder nicht. Ohne dies sind die einzelnen Lastwagenunternehmen, die dem Verband Fadeeac nicht angehören, nicht an das Abkommen gebunden. Aber in der Praxis setzt Moyano sie unter Druck (mit konkreten Drohungen, die Schädigung der Lastwagen einschließen), so dass sie auch zahlen. Dieses Abkommen bricht mit der offiziellen Richtlinie von 15%, die jedoch schon von den Banken (+20,6%), den Sanitätsarbeitern (+20%), der Ölindustrie (+19%), der Metallindustrie (+18,5%) und Utedyc (+18,5%) durchbrochen worden war. Gegen Hugo Moyano laufen sieben Prozesse wegen Veruntreuung von Geldern des Sozialwerkes seiner Gewerkschaft und des Fußballklubs Independiente, den er leitet, und auch wegen Geldwäsche.
***
Der landesweite Stromkonsum ist im Mai im interannuellen Vergleich um 1,6% gefallen, berichtet die Stiftung Fundelec. Dies ist auf einen Rückgang von 3,3% in der Bundeshauptstadt und der städtischen Umgebung zurückzuführen, da das Minus im Rest des Landes nur 0,8% betrug. Die Zunahme des Stromtarifs war eben in Groß Buenos Aires viel höher als im Landesinneren, wo die Tarife schon vorher höher waren, und das hat zu einem sparsameren Konsum geführt.
***
Das Schatz- und Finanzministerium hat am Montag zwei Bonds für insgesamt u$s 4 Mrd. auf dem lokalen Markt untergebracht. Davon entfallen u$s 2 Mrd. auf “duale” Bonds, die je nach Wahl des Unterzeichners auf Pesos oder Dollar lauten, die 2019 verfallen, und weitere $ 55,75 Mrd., die umgerechnet u$s 2 Mrd. darstellen, auf Bote-Bonds in Pesos, mit Verfall im Jahr 2020. Die Offerten lagen in beiden Fällen über dem Angebot. Der Zinssatz lag im ersten Fall bei 2,4% monatlich (was 32,92% jährlich entspricht) und bei 26% jährlich für den “dualen” Bonds mit Verfall im Jahr 2020, wobei die effektive Rendite hier 27,69% ergibt. Der Erlös dieser Bonds wird für die Amortisation von nicht übertragbaren ZB-Wechseln eingesetzt, was der ZB erlaubt hat, Lebac auf dem sekundären Markt zu kaufen. Die Banken können ihrerseits die Bonds in Pesos, die 2020 verfallen, mit den Mindestreserven auf ihre Depositen verrechnen.
***
Die Hilton-Rindfleischexportquote, die Lieferungen von 29.000 Tonnen Qualitätsschnitte mit einem Zollsatz von 20% nach der EU erlaubt, wurde für die Periode 1.7.17 bis 30.6.18 zu 95% erfüllt. Das ist das beste Ergebnis der letzten 10 Jahre. Es ist erstaunlich, dass diese Quote nicht voll erfüllt wird, da der Preis weit über dem normalen Exportpreis liegt. Für die Zuteilung der Quote für die Periode 2018/19 hat das Landwirtschaftsministerium ein vereinfachtes Verfahren festgesetzt, durch Eintragung per Internet. Die Aufteilung des Gesamtkontingentes, bei der grundsätzlich die Importe der Vorjahre als Maßstab genommen werden, ist jedoch ein willkürliches Verfahren. Die Quote sollte aufgeteilt und in Tranchen ausgeschrieben werden. Wer für sein Kontingent bezahlt hat, wird sich bestimmt bemühen, effektiv zu exportieren.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Venezuela hat in den letzten zwei Jahrzehnten 60% seiner Unternehmen verloren, gab Carlos Larrazabal, Präsident des größten Unternehmerverbandes Fedecámaras, bekannt. Von 490.000 sei die Zahl der aktiven Unternehmen auf 280.000 gesunken. In den letzten 5 Jahren hat sich diese Entwicklung beschleunigt, wobei bis Ende Jahr noch weitere tausend Betriebe schließen werden.
***
In Paraguay hat die Oppositionsfraktion im Kongress die Genehmigung des jüngsten Abkommens mit Argentinien abgelehnt, das sich auf den Bau des Wasserkraftwerkes Aña Cuá, einem Nebenarm des Paraná-Flusses, bezieht, das auch vom binationalen Yaycretá-Konzern EBY betrieben werden soll. Es handelt sich um ein Kraftwerk mit drei Turbinen und 276 MW., das eine Investition von ca. u$s 600 Mio. darstellt. Die argentinische Regierung erwartet, dass der Fall mit der für August vorgesehenen Amtsübernahme des Präsidenten Mario Abdo Benitez (der Horacio Cartés ersetzt) gelöst wird. Dieses Wasserkraftwerk ist, gemessen an der Investition pro MW und den Kosten pro KwSt., das wirtschaftlichste von allen, die in Argentinien gebaut werden können.
***
Geschäftsnachrichten
Jac Motors
Dieses chinesische Unternehmen, das in China Kfz erzeugt, hat bestätigt, dass es im September mit dem Verkauf ihrer Modelle in Argentinien beginnen wird. Es handelt sich dabei um ein normales viertüriges Automobil der mittleren Klasse, aber auch um Nutzfahrzeuge. Für dieses Jahr ist der Verkauf von 700 Einheiten vorgesehen, für die kommenden Jahre dann mehr. Der Import erfolgt über die Firma SOCMA, die der Familie des Präsidenten gehört.
Banco de Brasil
Diese staatliche Großbank hat ihre Kapitalbeteiligung an der lokalen Banco Patagonia mit einer Investition von u$s 29 Mio. von 58,97% auf 89,38% erhöht. Die brasilianische Bank war in die Banco Patagonia 2011 mit u$s 500 Mio. eingestiegen. Jetzt zieht sich die Familie Stuart Milne nach 18 Jahren von der Bank zurück.
Camuzzi Gas Pampeana
Dieses Gasverteilungsunternehmen hat ein Investitionsprogramm von $ 949 Mio. (zum heutigen Kurs u$s 35 Mio.) in Angriff genommen, um das Gasnetz zu erweitern und 23.000 zusätzliche Kunden zu gewinnen. Diese Investition bildet einen Teil des Programmes für die Periode 2017/2022, zu dem sich das Unternehmen anlässlich der Tarifrevision verpflichtet hat. Zunächst wird ein sogenannter “loop” (eine Parallelgasleitung) an einer Gasleitung von 35 km eingeführt. Hinzu kommen weitere Investitionen.
Norwegian Air Argentina
Diese Airline hat mit dem Gouverneuer von Córdoba, Juan Schiaretti, ein Abkommen über die Errichtung eines Luftfahrtzentrums (“hub”) in Córdoba unterzeichnet, für das die Firma Investitionen von u$s 200 Mio. in Aussicht stellt. Dadurch sollen auch direkte Auslandsflüge ermöglicht werden. Die Provinzregierung verpflichtet sich, Norwegian Air steuerliche Vorteile zu gewähren.
MSU Energy
Dieses Unternehmen, das lokalem Kapital gehört, hat eine Investition von u$s 150 Mio. zur Erweiterung des Kraftwerkes in Villa María, Provinz Córdoba, angekündigt. Die Bauarbeiten wurden schon aufgenommen, und im April 2019 soll die neue Anlage in Betrieb genommen werden. Ein Jahr später soll dann das ganze Kraftwerk in Betrieb genommen werden, mit zusätzlichen 110 MW. MSU betreibt drei Wärmekraftwerke, davon zwei in der Provinz Buenos Aires und eines in Córdoba.
Die Firma MSU ist gleichzeitig der größte landwirtschaftliche “Pool” in Argentinien, was bedeutet, das er am meisten landwirtschaftlichen Boden von Dritten verwaltet, die am Erlös beteiligt werden.
ABB
Dieses Schweizer Unternehmen hat ein Investitionsprogramm von insgesamt u$s 14 Mio. in Argentinien in Gang gesetzt. Der lokale Geschäftsführer, José Paiva, gab anlässlich des neuen Bürogebäudes der Firma, auf der Straße Paseo Colón Ecke Chile, das eine Investition von u$s 2 Mio. darstellt, die Übertragung der Fabrik im Vorort Valentín Alsina auf den Industriepark Plaza Logística Echeverría benannt, wo schon u$s 4 Mio. investiert worden seien.
ABB ist seit 95 Jahren in Argentinien anwesend, beschäftigt gegenwärtig 850 Arbeitnehmer und betreibt zwei Fabriken, davon eine in der Provinz Buenos Aires (wo elektrische Anlagen mit mittlerer Spannung für Industrien erzeugt werden), und die andere in Tucumán (wo Anlagen für Stromuntebrechung bei Haushalten erzeugt werden. Ein Teil der Produktion wird exportiert- Die Firma importiert auch Robots, Generatoren und allerlei Anlagen für den Elektrizitätsbereich.
Vestas-Newsan
Die dänische Vestas hat ein Gemeinschaftsunternehmen mit der lokalen Newsan gebildet, um in Argentinien in einer Fabrik in Campana, Provinz Buenos Aires, Windgeneratoren herzustellen. Dabei sollen zunächst 200 Arbeitsplätze direkt und weitere 500 indirekt geschaffen werden.
Wirtschaftsübersicht
Wirtschaftspolitik: Strukturprobleme und Verwaltungsthemen
Von Juan E. Alemann
Die Regierung von Präsident Mauricio Macri geht pragmatisch an die Probleme der Wirtschaft heran, und zeigt dabei auch allgemein die Fähigkeit, den Staat viel besser zu verwalten als die Kirchners, und auch als viele vorangehende Regierungen. Finanzminister Luis Caputo, der jetzt zum Präsidenten der ZB ernannt wurde, ist grundsätzlich ein Mann mit großer Erfahrung auf dem internationalen Finanzmarkt, der das Verhalten derjenigen versteht, die sich am Devisen- und Finanzmarkt beteiligen, und einen guten Spürsinn hat. Das hat er gezeigt, als er im Januar einen hohen Betrag an Staatstiteln auf dem internationalen Finanzmarkt unterbrachte, mit dem er ca. 80% des Jahresbedarfs deckte. Einige Monate später hätte er einen höheren Zinssatz zahlen müssen, und danach war dieser Mark für Argentinien verschlossen. Er war es, der Macri überzeugt hat, den IWF um Hilfe zu bitten, weil er eine klare Empfindung für die Stimmung am Finanzmarkt hatte, und einen finanziellen Zusammenbruch befürchtete. Und jetzt arbeitet er an weiteren Maßnahmen, an erster Stelle eine Erhöhung der Mindestreserven der Banken und die Genehmigung, Lebac zum Teil mit den Mindestreserven zu verrechnen. Sein enger Kontakt mit Bankern erlaubt ihm, stets über die Stimmung am Devisenmarkt Bescheid zu wissen.
Auch Schatzminister Nicolás Dujovne, der jetzt auch das Finanzministerium als Staatssekretariat übernimmt, ist ein praktisch eingestellter Mensch, der sich in Einzelheiten um die Verringerung der Staatsausgaben kümmert, und dabei ständig Fortschritte erreicht, viel mehr, als es öffentlich wahrgenommen wird, weil es auch diese Regierung nicht versteht, ihre großen und kleinen Erfolge mitzuteilen. Er hat die Rationalisierung der Staatsverwaltung in den Vordergrund gestellt, und das ist zunächst gut so.
Wie weit die neuen Minister für Produktion, Dante Sica (der Francisco Cabrera ersetzt) und Javier Iguacel (der Juan José Aranguren ersetzt) neue Grundkonzepte mitbringen, sei vorerst dahingestellt. Sica war schon 2002 (Unter Duhalde als Präsident und Aníbal Fernández als Produktionsminister) Staatssekretär für Industrie. Er hat danach eine angesehene Beratungsfirma aufgebaut, und dabei auch Cabrera beraten, wobei angeblich auch Macri auf seinen Rat hörte. Er kennt die strukturellen Probleme der Industrie sehr gut. Iguacel war bisher ein hervorragender Verwalter des Straßenbauamtes, wo er die Kirchner-Korruption ausgemerzt und rationell gehandelt hat, mit großem Effizienzgewinn. Wie weit er sich auf dem komplexen Gebiet der Energie auskennt, sei dahingestellt. Man kann zunächst von ihm eine pragmatischere Haltung erwarten, so dass Subventionen für Strom und Gas in gewissen Fällen und in beschränktem Umfang beibehalten werden.
Doch auch mit diesen neuen Ministern steht die reine Verwaltungstätigkeit im Vordergrund. Die neuen Minister müssen sich zunächst einarbeiten und mit zahlreichen bestehenden Problemen fertig werden. Und dabei dürfte das ideologische Konzept über die Wirtschaftspolitik zunächst weiter bei Seite gelassen werden, oder nur schwach auftreten. Es geht eben nicht nur um sorgfältige Verwaltung und Lösung einzelner Probleme, sondern um die Bewältigung struktureller Probleme, die eine Gesamtvision der Wirtschaft erfordern. Argentinien weist Eigenarten auf, die das Land von den fortgeschrittenen Staaten und auch den typischen Schwellenländern unterscheiden. Deshalb fällt es ausländischen Ökonomen, auch denen des IWF, schwer, Argentinien zu verstehen.
In kaum einem anderen Land trifft die These des Nobelpreisträgers des Jahres 1995, Robert Lucas, so genau zu, wie in Argentinien. Er lieferte den Beweis, dass sich die einzelnen Gesellschaften gemäß der Erfahrung der lebenden Generationen verhalten, so dass sie auf gleiche Phänomene anders reagieren. Das nannte er “die Theorie der rationellen Erwartungen”. Lucas hat die These des “homo oeconomicus” widerlegt, die in der Wirtschaftstheorie allgemein als gegeben hingenommen wurde, nach der sich alle Menschen bei ihrem wirtschaftlichen Verhalten grundsätzlich gleich verhalten. Während eine Abwertung des Dollars gegenüber dem Euro u.a. Währungen in den Vereinigten Staaten kaum beachtet wird und eine beschränkte Wirkung auf die Wirtschaft hat, hat eine des Peso gegenüber dem Dollar eine phänomenale Breitenwirkung. Das ist verständlich in einem Land, das seit 70 Jahren eine hohe Inflation erlebt (mit der Ausnahme der Periode 1991-2001), die in normalen Jahren zwischen 20% und 30% jährlich lag, jedoch im 2. Halbjahr 1975 dreistellig wurde und dies bis 1991 beibehielt, wobei es auch drei Hyperinflationswellen gab, mit Höhepunkten jeweils im März 1976, 1989 und 1990. So etwas hat es in keinem anderen Land gegeben. Dies prägt das Verhalten der Menschen, und wenn man es nicht versteht, kann man sich bei der Gestaltung der Wirtschaftspolitik gewaltig irren.
Marktwirtschaft und Staatsintervention
Grundsätzlich ist diese Regierung marktwirtschaftlich eingestellt, was als liberal bezeichnet wird. Doch die Wirtschaft hat gleichzeitig eine sozialistische Komponente, die besonders in den hohen Sozialausgaben und der Arbeitsgesetzgebung zum Ausdruck kommt, die der Marktwirtschaft Grenzen setzt. Es ist nicht einfach, das Gleichgewicht zwischen Marktwirtschaft und Sozialismus herzustellen. Und außerdem funktioniert die moderne Welt allgemein mit einem großem Bereich, in dem die Wirtschaft verwaltet oder der freie Mark begrenzt wird. Das wird meistens nicht offen zugegeben, ist aber so. In der Europäischen Union und in vielen anderen Ländern ist der landwirtschaftliche Bereich strikten Regeln unterstellt, die u.a. einen Schutz vor der Konkurrenz importierter Produkte schaffen.
Aber auch sonst interveniert der Staat in den fortgeschrittenen Ländern in vielen Formen in der Wirtschaft, nicht nur was Konkurrenzschutz betrifft (ein Thema, das in den letzten Jahrzehnten in den Vordergrund gerückt ist), sondern auch um Krisensituationen zu überwinden und Schutz vor ausländischen Konkurrenten zu gewähren. Die Rettung von Großunternehmen, die die US-Regierung bei der Finanzkrise von 2008 unternommen hat (unter dem Motto “too big to fail”), hat gezeigt, dass eine moderne Marktwirtschaft eines aktiven Staates bedarf. Die Regierung der Vereinigten Staaten hat damals Großbanken, der Versicherungsgesellschaft AIG und den Kfz-Fabrikanten General Motors und Chrysler finanzielle Mittel in hohem Umfang bereitgestellt, und sie auf diese Weise gerettet. Dabei wurde den Unternehmen geholfen, während die Aktionäre einen hohen Verlust ertrugen, im Fall von GM alles verloren. Nachher hat der Staat den eingesetzten Betrag fast vollständig zurückerhalten, weil die beigesteuerten Mittel weitgehend in Aktien der betroffenen Firmen angelegt wurden, die später an der Börse verkauft wurden.
Der Macri-Regierung ist dieses pragmatische Konzept kaum bewusst, und das muss nachgeholt werden. Doch eigenartigerweise hat keiner der Minister, auch die ZB-Führung (die jetzige und die vorangehende) und auch der Kabinettschef, ein wirtschaftspolitisches Gesamtkonzept, das den Umfang und die Eigenart der Staatsintervention einschließt, und die einzelnen bestehenden Probleme wahrnimmt. Und das ist höchst gefährlich.
Die Wirtschaftspolitik stellt viele Probleme
Der Abbau der überhöhten Staatsausgaben ist gewiss unerlässlich, wobei jedoch hier das Konzept fehlt, dass bestimmte Grundentscheidungen notwendig sind, wie die sofortige Schließung des Kohlenbergwerkes von Rio Turbio, das dahinsiecht und weiter hohe Ausgaben verursacht. Ebenfalls muss das Problem der hohen Steuerhinterziehung bei selbstständig Tätigen systematisch angegangen werden, was viel innovative Denkarbeit erfordert, die die Karrierebeamten scheuen.
Doch darüber hinaus bestehen andere Probleme, die von der Regierung nicht einmal erwähnt werden, die ebenso wichtig sind, wie die Ausmerzung des Staatsdefizits.
Einmal geht es um die drastische Verringerung des untragbar hohen Defizits der Leistungsbilanz. Letztes Jahr waren es u$s 31 Mrd., und dieses Jahr könnte es wegen der Dürre noch mehr sein. Das erfordert, folgende Maßnahmen: 1. Rückkehr zum System des kompensierten Kfz-Handels mit Brasilien, so dass sich Importe und Exporte wertmäßig die Waage halten, und Übertretungen den vollen Zollsatz von 35% zahlen, statt nur eine viel niedrigere Buße, die kein Hindernis darstellt, wie es jetzt der Fall ist; 2. Einführung einer private Kontrolle der angegebenen Werte bei importierten Produkten, die keinen einheitlichen Marktwert haben. Das Zollamt ist hier überfordert, abgesehen davon, dass es auch viel Korruption gibt; 3. Kontingentierung bei Importen von Produkten, die mit lokalen Fabrikaten konkurrieren. Das muss mit einem rationellen System geschehen, bei dem ein Gesamtkontingent für eine Periode festgesetzt wird, das dann in Tranchen ausgeschrieben wird. Dies würde gleichzeitig den lokalen Fabrikanten erlauben, mehr zu produzieren, was die Konjunktur stützt und besonders in Rezessionszeiten, wie jetzt, wichtig ist. Wenn andere Länder dabei Protest bei der Welthandelsorganisation vorbringen, muss die Regierung darauf hinweisen, dass auch die EU, die USA, Japan u.a. bestimmte Importkontingente und sogar Importverbote haben. Frankreichs Präsident Emmanuel Macron hat schon eine Reform der WTO (“World Trade Organisation”) gefordert, und Argentinien sollte sich der Initiative sofort anschließen. Das war jedoch nicht der Fall. In der Staatsstruktur kümmert sich niemand um die WTO, obwohl diese für das Land sehr wichtig ist.
Die ignorierte Kapitalflucht
Abgesehen davon, muss die Kapitalflucht eingeschränkt werden. Die Menschen sparen in Argentinien weitgehend in Dollar, und das hat einen guten Grund und lässt sich nicht ändern. Aber die Wirkung dieses Verhaltens kann grundsätzlich geändert werden. Die Käufe von Dollarnoten, plus Überweisungen, plus die Ausgaben für Auslandsreisen, dürften dieses Jahr über u$s 30 Mrd. erreichen, was die Wirtschaft nicht verträgt. Die Käufe oder Überweisungen von Dollar für Hortungszwecke oder Finanzierung von Auslandsaufenthalten müssen mit einer Sondersteuer belastet werden, oder der Devisenmarkt muss für diesen Zweck gespalten werden, so dass für diese Bereiche ein höherer Kurs besteht.
Gleichzeitig muss der Dollar als Zweitwährung, die er faktisch in Argentinien ist, wieder voll zugelassen werden, wie in den 90er Jahren, also mit Kontokorrentkonten und Schecks in Dollar, und Zulassung von internen Dollarzahlungen, womit u.a. Immobilienkäufe vereinfacht werden, die in Dollar stattfinden, aber bei der Übertragungsurkunde auf Pesos lauten, bei denen dann der Kauf nicht in Bardollar erfolgen würde, sondern mit Belastung eines Bankkontos, was einfacher und sicherer wäre. Bei Angabe von Dollarwerten in den Urkunden wäre auch das Problem der Steuer auf den Zusatzwert beim Verkauf gelöst, indem die Abwertungsdifferenz nicht besteuert wird.
Ebenfalls muss die Beschränkung bei Dollarkrediten an lokale Unternehmen aufgehoben werden. Es hat keinen Sinn, diese Kredite auf Geschäfte zu beschränken, die mit dem Außenhandel verbunden sind. Man sollte es den Bänkern überlassen, die Zahlungsfähigkeit ihrer Kunden bei Dollarkrediten einzuschätzen.
Grundsätzlich geht es darum, dass die gehorteten Dollar im Land bleiben und dem Wirtschaftskreislauf zur Verfügung stehen. Dabei muss auch das steuerliche Problem gelöst werden, da diese gehorteten Dollar fast vollständig schwarz sind. Es müsste bestimmt werden, dass sie bei Deponierung in einer Bank während zwei Jahren automatisch weißgewaschen werden. Dann würde es sich bei Käufen von Dollar für Hortung nicht mehr um Kapitalflucht, sondern um eine normale Spartätigkeit handeln., und die etwa u$s 50 Mrd.an Dollarnoten, die die argentinische Bevölkerung laut “Federal Reserve” hält, könnten der Wirtschaft zu gute kommen. Die Banken könnten dann den Dollarsparern höhere Zinsen als bei Depositen in den USA bieten, und den Unternehmen stünden mehr Kreditmöglichkeiten zur Verfügung, was in einer Wirtschaft mit einem rachitischen Kreditsystem wie in Argentinien große Bedeutung hat. Der Bankkredit in Pesos erreicht keine 15% des BIP, gegen über 50% in vergleichbaren Ländern und über 100% in fortgeschrittenen. Diese geringe Verfügbarkeit von Bankkrediten wirkt störend auf die Wirtschaft und fördert den Wucher, der Kleinunternehmen erstickt. Das einzige, was einen Dollarkredit von einem Pesokredit unterscheidet, ist die Tatsache, dass das Kursrisiko vom Sparer auf den Kreditnehmer übergeht, wie es sein muss.
Der Wechselkurs
Damit die Wirtschaft, und besonders das System der Dollarkredite, gut funktioniert, muss das Prinzip der freien Bildung der Wechselkurses aufgegeben werden. Dass kurzfristige beschränkte Schwankungen (ohne Sprünge!) zugelassen werden, ist eine Sache, aber die langfristige Entwicklung des Wechselkurses ist eine andere. Der Wechselkurs muss bewusst auf einem bestimmten Stand festgesetzt werden, und dann im Gleichschritt mit der internen Inflation geändert werden. Die Leiter der wichtigsten Banken haben vom neuen ZB-Präsidenten Caputo als erstes beantragt, dass er den Wechselkurs für drei Monate festsetzt. Sie wissen, dass weitere hohe Kursschwankungen, wie sie ohne dies wahrscheinlich wären, enorme Probleme aufwerfen und störend auf die Wirtschaft wirken.
Die Richtlinien der Regelung der Wechselkursbestimmung durch die ZB müssten per Gesetz bestimmt werden. Dann könnte das bimonetäre System reibungslos funktionieren, sofern die ZB ausreichende Reserven hat. Der IWF will jetzt auch dazu beitragen. Wenn das Defizit der Leistungsbilanz stark verringert wird, wie wir es hier vorschlagen, dann kann die ZB einen Überschuss am Devisenmarkt erreichen, mit dem die Währungsreserven aufgestockt werden. Argentinien braucht angesichts seiner turbulenten Währungsgeschichte und dem dunklen Schatten des Defaults von 2001, ZB-Reserven von mindestens u$s 100 Mrd. Und das kann gewiss bald erreicht werden.
Der Wechselkurs muss “real” relativ hoch angesetzt werden, um das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht zu sichern. Um die Wirkung auf die Einkommensverteilung zu beschränken, die dabei eintritt, müssen Exportzölle für Getreide, Ölsaaten, Rindfleisch und eventuell noch andere Produkte bestehen, allerdings beschränkte und differenzierte, die sich nicht hemmend auf die Exportbereiche auswirken. Der jüngste Abwertungssprung bietet die Gelegenheit, um jetzt Exportzölle von 10% auf Getreide, Ölsaat u.a. Produkte einzuführen, und die weitere Senkung des Exportzolls für Sojabohne einstweilen aufzuheben. Das würde dem Staat Einnahmen verschaffen, die sehr notwendig sind, aber auch die Zunahme des internen Preises für Mehl, Speiseöl u.a. wichtige Lebensmittel mildern, was dann auch den Lohnkonflikt zumindest etwas entschärft. Der Landwirt enthält auch so dank des Abwertungssprunges eine bedeutende Einkommenszunahme, so dass er sein Verhalten nicht ändern wird. Seit Anfang Dezember 2017 ist der Dollarkurs um über 60% gestiegen, was sich direkt auf die Preise der Exportprodukte ausgewirkt hat. Die Kosten der Landwirte sind im Durchschnitt unverhältnismäßig weniger gestiegen. Wenn die Zunahme der Preise von Getreide und Ölstaat infolge der Exportsteuer um 10% geringer ausfällt, so verbleibt dennoch sehr viel. Die Rekordernte von 135 Tonnen Getreide und Ölsaat, die Experten für die Periode 2018/19 in Aussicht stellen (über 30 Mio. Tonnen mehr als im Vorjahr, was um die u$s 10 Mrd. darstellt) hängt ausschließlich vom Klima ab, wobei angenommen werden kann, dass sich die Dürre nicht wiederholt. Die gegenwärtige wirtschaftliche Notlage gibt Macri ein politisches Argument, um seine bisherige These der Abschaffung der Exportzölle zu relativieren. Ohne Exportzölle ist die inflationäre Wirkung einer Abwertung so groß, dass in kurzer Zeit ein neuer Abwertungssprung notwendig erscheint. Und eben das muss vermieden oder zumindest hinausgeschoben werden, da dieses Wettrennen zwischen Abwertung und Inflation den Kern der Hyperinflation in sich birgt.
Das Inventar der konkreten Maßnahmen, die getroffen werden sollten, um der Wirtschaft einen Rahmen zu geben, der dauerhaftes Wachstum erlaubt, und auch der bestehenden Rezession entgegenwirkt, beschränkt sich nicht auf diese Wechselkurspolitik, und auch nicht auf die konkreten Maßnahmen, die wir oben aufgeführt haben. Es schließt auch das PPP-System der öffentlich-privaten Zusammenarbeit bei Infrastrukturinvestitionen ein, das überwacht und eventuell auf der Grundlage der Erfahrung mit den bestehenden Projekten korrigiert werden muss. Und dann muss die Arbeitspolitik neu durchdacht werden, auch wenn dies politisch äußerst konfliktreich ist. Die Phantasie der freien Verhandlung zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern, die sich dann auf Kosten des Konsumenten einigen, muss aufgegeben werden. Wenn die Löhne die Wirkung der Abwertung auf die Preise voll ausgleichen sollen, dann kehren wir zum zurückgebliebenen Wechselkurs zurück, und alles beginnt von neuem. Die Vollbeschäftigung muss als oberstes Ziel der Arbeitspolitik aufgestellt werden, und nicht die Erhaltung des Reallohnes und der Schutz derjenigen, die eine Beschäftigung haben. An erster Stelle muss dafür gesorgt werden, dass allen arbeitswilligen eine Arbeitsmöglichkeit geboten wird, ganz besonders Jugendlichen, die ihre erste bezahlte Arbeit suchen. Die Wirtschaftspolitik muss auch in diesem Sinn gestaltet werden.
Ein Beraterstab?
Präsident Macri sollte, abgesehen von den Ministern u.a. hohen Mitarbeitern, einen Beratungsstab für Wirtschaft bilden. Es sollten keine Beamten sein, sondern angesehene private Wirtschafter, mit denen er und sein Kabinettschef (eventuell auch bestimmte Minister) sich periodisch treffen, wie es in vielen Privatfirmen die führenden Beamten mit ihren unabhängigen Wirtschaftskonsulenten machen. Die Berater würden den Präsidenten auf Themen und Probleme aufmerksam machen, wie die, die wir oben aufgeführt haben, die ihm und seinen Leuten entgehen oder unter den Teppich gefegt werden, u.a. weil die hohen Beamten zu sehr durch das Tagesgeschehen in Anspruch genommen werden. Wenn die ernannten Berater dem Präsidenten nicht gefallen, kann er sie problemlos durch andere ersetzten, ohne dass dies eine Erschütterung wie bei einem Ministerwechsel auslöst. Diese Berater würden Macri und dem Kabinettschef Peña ebenfalls konkrete Vorschläge unterbreiten, die sie dann mit seinen Ministern u.a hohen Beamten besprechen können. Dies würde der Staatsverwaltung eine kreative Komponente geben, die sie dringend braucht, um nicht in der Routine zu versanden, und auch, damit die wirtschaftliche Entwicklung unter dieser Regierung nicht in einer strukturell bedingten Krise endet, wie sie unvermeidlich erscheint, wenn die oben aufgeführten Probleme, an erster Stelle das der Zahlungsbilanz, weiter ignoriert werden.